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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Umwelt und 
Sauberkeit -

Tagesordnung 1 Punkt 2 der öffentlichen Sitzung am 21.07.2005  

Vorlage Nr. 05-F-22-0002

Kennzeichnungspflicht für Dieselfahrzeuge
- Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU und FDP vom 06.07.2005 -
Die Feinstaubbelastung in vielen Städten lässt sich nicht nur durch kommunale Schritte wie 
Fahrverbote oder eine City-Maut bewältigen, sondern nur durch ein Bündel von mittel- und 
langfristig wirkenden Maßnahmen. Statt an den Symptomen herum zu kurieren, sollte zum 
Schutz der Bevölkerung das Übel an der Quelle bekämpft werden. Es muss hier nach dem 
Verursacherprinzip gehandelt werden. Um im Notfall abgestufte Fahrverbote für 
Dieselfahrzeuge ohne Russpartikelfilter durchsetzen zu können, bedarf es einer 
Kennzeichnungspflicht. 

Der Ausschuss für Umwelt und Sauberkeit möge daher beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, 

auf die Bundesregierung und die dieser nachgeordneten zuständigen Behörden 
einzuwirken, dass diese eine amtliche Kennzeichnungspflicht von Fahrzeugen mit geringem 
Beitrag zur Schadstoffbelastung festlegt und die Voraussetzungen für eine Umsetzung von 
Benutzervorteilen im Luftreinhalteplan schafft.

Des weiteren schließt sich die Landeshauptstadt Wiesbaden dem Beschluss des 
Präsidiums des Deutschen Städtetages vom 12.4.2005 an, der an die Automobilindustrie 
sowie an die Hersteller von Treibstoffen appelliert, schon jetzt freiwillig durch 
fahrzeugbezogene Maßnahmen, z.B. durch die serienmäßige Ausstattung aller 
dieselbetriebenen Fahrzeuge mit Russfiltern oder die Erzeugung umweltfreundlicher 
Antriebsstoffe die Voraussetzungen für die Einhaltung der EU-Luftqualitätsrahmenrichtlinie 
zu schaffen.
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Der Magistrat wird gebeten, 

auf die Bundesregierung und die dieser nachgeordneten zuständigen Behörden einzuwirken, dass 
diese eine amtliche Kennzeichnungspflicht von Fahrzeugen mit geringem Beitrag zur 
Schadstoffbelastung festlegt und die Voraussetzungen für eine Umsetzung von Benutzervorteilen 
im Luftreinhalteplan schafft.

Des weiteren schließt sich die Landeshauptstadt Wiesbaden dem Beschluss des Präsidiums des 
Deutschen Städtetages vom 12.4.2005 an, der an die Automobilindustrie sowie an die Hersteller 
von Treibstoffen appelliert, schon jetzt freiwillig durch fahrzeugbezogene Maßnahmen, z.B. durch 
die serienmäßige Ausstattung aller dieselbetriebenen Fahrzeuge mit Russfiltern oder die 
Erzeugung umweltfreundlicher Antriebsstoffe die Voraussetzungen für die Einhaltung der EU-
Luftqualitätsrahmenrichtlinie zu schaffen.
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Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .07.2005
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Dr. Reinhardt
Vorsitzende

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .07.2005

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .07.2005
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Dezernat IV
mit der Bitte um weitere Veranlassung 
ESWE-Verkehrs GmbH
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl

Oberbürgermeister
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